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Vaterschaftsurlaub: Wenn sich die politische Rechte 
vor dem Föderalismus fürchtet
Die Kantone sollen nicht die Möglichkeit haben, einen Vaterschaftsurlaub für ihre Bevölkerung einzuführen: So entschied der Nationalrat am 21. September mit der Ablehnung der parlamentarischen Initiative Hodgers. Die vorgebrachten Argumente wirken dogmatisch und missachten die Behandlungsgleichheit, die Realität und den gesunden Menschenverstand. Der Vaterschaftsurlaub gehört zu einer effizienten Familienpolitik, aber die Parlamentarier ignorieren dies und stempeln die Massnahme als Modeerscheinung ab. Die Befürchtung, einen Präzedenzfall zu schaffen, war Grund für die Ablehnung. Einige Nationalräte geben nicht auf und schlagen eine neue Stossrichtung vor: Militärische Wiederholungskurse (WK) sollen durch einen Vaterschaftsurlaub ersetzt werden.
Den frisch gebackenen Vätern die Möglichkeit geben, bei der Geburt ihrer Kinder wirklich da zu sein – das ist das Ziel eines Vaterschaftsurlaubs, den sich die meisten Arbeitnehmer in der Schweiz wünschen. Travail.Suisse tritt seit mehreren Jahren für einen flexibel ausgestalteten Vaterschaftsurlaub von 20 Tagen ein
. Deshalb bedauert Travail.Suisse die Ablehnung der parlamentarischen Initiative Hodgers, welche den Kantonen die Möglichkeit gegeben hätte, für ihre Bevölkerung einen Vaterschaftsurlaub einzuführen. Dieser Entscheid ist umso unverständlicher, als der Bundeshaushalt damit nicht belastet worden wäre.
Möchte ein Kanton heute auf seinem Territorium echte Familienpolitik betreiben, wird er durch die Art und Weise, in der das Obligationenrecht Urlaube regelt, daran gehindert. Die Liste der möglichen Urlaube ist leider abschliessend: Es handelt sich um wöchentliche Freizeit, Ferien, Urlaub für Jugendarbeit und Mutterschaftsurlaub sowie um «übliche freie Tage»
 (Artikel 329 und folgende OR). 
Dasselbe gilt für das Erwerbsersatzgesetz (EOG, Art. 16h). Das Gesetz erlaubt den Kantonen, eine höhere oder länger dauernde Mutterschafts- oder eine Adoptionsentschädigung vorzusehen. Weder das EOG noch das OR erwähnen aber den Vaterschaftsurlaub.
Was die Entschädigung während des Vaterschaftsurlaubes angeht, so wird die Lohnfortzahlungspflicht bei Arbeitsverhinderung ausschliesslich vom Bundesrecht geregelt (Art. 324 ff. OR und ArG), was keinen Raum für entsprechende kantonale Regelungen lässt. Die Initiative Hodgers (08.430) versuchte, diese Hürden für den Föderalismus im Bereich der Familienpolitik abzubauen. Vom Parlament noch nicht behandelt wurde die Standesinitiative des Kantons Genf (08.330), welche die Initiative Hodgers unterstützt.
Unhaltbare Argumente

Der Kanton Genf spielt erneut eine Pionierrolle und möchte einen Vaterschaftsurlaub für seine Bevölkerung einführen. Er trat bereits als Vorreiter auf, als er 2001 einen Mutterschaftsurlaub einführte – vier Jahre vor der Einführung des eidgenössischen Mutterschaftsurlaubs (der bereits in der Bundesverfassung verankert war).
Was bereitet dem Nationalrat also so grosse Probleme? Die Debatten waren kurz. Die vorgebrachten Argumente für die Ablehnung der Initiative stimmen nachdenklich. Man spricht von einer Massnahme «im Geiste der Zeit», von «neuen sozialen Experimenten», von neuen Bedürfnissen, «die sicher unter dem Druck gewisser Mütter entstanden sind». Man prangert die Väter an, die «verweiblichen», wenn sie die Verantwortung gegenüber ihren Kindern beherzigen möchten. All diese Argumente wirken dogmatisch, verblendet und ohne Bezug zur Realität. Festzuhalten ist, dass die Resolution des Genfer Parlaments, die zur Einreichung der Standesinitiative beim Bund führte, von Parlamentariern aller Parteien unterzeichnet wurde.
Der Sprecher der SVP-Fraktion ist allen Ernstes der Ansicht, dass die Vorlage nicht reif genug ist und dass der Vaterschaftsurlaub keine Priorität hat. Er wagt sogar zu behaupten, dass man in der Schweiz «diesbezüglich schon ziemlich weit geht». Dies ist indes nicht so: Die meisten europäischen Länder sind im Bereich der Familienpolitik deutlich fortschrittlicher
.
Wenn der Föderalismus der politischen Rechten Angst macht
Die Schaffung eines Präzedenzfalles ist das, wovor die Parlamentarier (vor allem aus den Reihen der SVP und FDP) Angst haben. Wenn man kantonalen Initiativen Tür und Tor öffnet und den Kantonen gestattet, das umzusetzen, was die Familien fordern - und ihnen somit auch ermöglicht, attraktiver zu werden – könnten andere Kantone dem Beispiel Genfs folgen. So müsste man früher oder später einen eidgenössischen Vaterschaftsurlaub einführen.
Um jeden Fortschritt auf dem Weg zur Gleichstellung zwischen Müttern und Vätern zu verhindern, halten dieselben Parlamentarier die Verantwortung des Einzelnen und die Familiengemeinschaft, in die der Staat nicht eingreifen soll, hoch. Beweist ein Vater, der die Verantwortung gegenüber seiner Familie wahrnehmen will, etwa Verantwortungslosigkeit? Kann man es als staatlichen Interventionismus im sowjetischen Stil bezeichnen, wenn man Arbeitnehmern Gelegenheit bietet, ihre Familie bei einer Geburt besser zu begleiten? Ist eine Gesellschaft, die Familien aus Überzeugung die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben erschwert, überhaupt lebensfähig?
Neue Stossrichtung: Vaterschaftsurlaub ersetzt WK
Nach dem Scheitern der parlamentarischen Initiative Hodgers unterzeichneten etwa zwanzig Parlamentarier eine vom Genfer CVP-Nationalrat Luc Barthassat eingereichte Motion. Deren Idee ist, die militärischen Wiederholungskurse durch einen Vaterschaftsurlaub zu ersetzen, der im Jahr der Geburt oder im darauf folgenden Jahr einzuziehen ist.
Diese Stossrichtung ist interessant, denn die jungen Väter werden auf jeden Fall bezahlt, wenn sie im WK sind. Ein Wermutstropfen ist, dass nur diensttaugliche Schweizer Staatsbürger in den Genuss eines Vaterschaftsurlaubs kämen. Immerhin ist es der Verdienst dieses Vorschlags, die Debatte unter der Bundeskuppel wieder anzufachen, wo der Altersdurchschnitt der Parlamentarier über 50 Jahren liegt (wobei die SVP-Fraktion die «älteste» und die Fraktion der Grünen die «jüngste» ist) und wo man sich regelmässig über die Bedürfnisse der Familien hinwegsetzt.
Jeder Vorschlag, der die Diskussion über den Vaterschafts- oder Elternurlaub wieder in Gang bringt, ist zu begrüssen. Abzulehnen sind indes Vorstösse zur Schaffung eines Elternurlaubs, wenn damit die Frauen um ihre erworbenen Rechte gebracht werden. Ein Elternurlaub, bei dem Väter und Mütter sich die 14 Wochen des eidgenössischen Mutterschaftsurlaubs teilen müssen, ist kein echter Elternurlaub. Die Frauen würden gezwungen, ihre Arbeit nach Ablauf des achtwöchigen gesetzlichen Arbeitsverbots nach der Niederkunft wieder aufzunehmen. Jede Initiative, die in diese Richtung geht, muss entschlossen bekämpft werden, denn sie würde der Gesundheit der Mütter und ihrer Säuglinge ernsthaft schaden.
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� Diese Tage – das OR legt deren Anzahl nicht genau fest – entsprechen der ausserordentlichen Freizeit, welche die Arbeitnehmenden beziehen können, um dringende persönliche Angelegenheiten während der Arbeitszeit zu regeln. Das gilt für Hochzeiten, Tod naher Angehöriger, Arztbesuche, Umzüge und, derzeit noch, Vaterschaft.
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